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Wohnungsbau auf Tiefststand: altersgerechter Wohnraum fehlt

Bundesverband Leichtbeton spricht sich für verbesserte Abschreibungsbedingungen aus

40 Prozent des deutschen Endenergieverbrauchs und etwa ein Drittel der CO2-Emissionen fallen auf den Gebäudebereich, das ist dem neuen Energiekonzept der Bundesregierung zu entnehmen. Drei Viertel aller Gebäude sind bisher nicht oder kaum energetisch saniert. Deshalb sieht die Bundesregierung in der Bestandsanierung den größten Handlungsbedarf.

Nach Meinung des Bundesverbands Leichtbeton, wird ein wichtiger Faktor jedoch außer Acht gelassen, wenn sich die Anstrengungen allein auf die energetische Sanierung konzentrieren. Die Anforderungen an die Wohnungslandschaft haben sich durch den demografischen Wandel stark verändert. Es werden zunehmend Wohnungen benötigt, die altersgerecht gestaltet sind und ein barrierefreies Wohnen ermöglichen. Zudem wird auch die Zahl der Haushalte durch alleinstehende Senioren und junge Singles weiter zunehmen. 

Der bestehende Wohnungsmarkt ist nicht auf einen Wandel eingestellt. 159.000 neu gebaute Wohnungen im Jahre 2009 entsprechen weder dem Bedarf noch der Nachfrage. Laut einer LBS-Umfrage (1) liegt der tatsächliche Neubaubedarf bei 270.000 bis 350.000 Einheiten jährlich. Es sind also Anreize des Gesetzgebers gefordert, damit sich die Bautätigkeit wieder dem tatsächlichen Bedarf annähert.

Der Bundesverband Leichtbeton sieht eine Wiedereinführung der degressiven Abschreibung als einen möglichen Weg. 
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Zumindest aber sollten die linearen Abschreibungsbedingungen für Wohngebäude von gegenwärtig 2 Prozent auf mindestens 4 Prozent angehoben werden. Denn das Pestel Institut hat in einer Studie zu Wohnungsbauinvestitionen im Auftrag des Verbändenetzwerks „Impulse für den Wohnungsbau“ nachgewiesen, dass verbesserte Abschreibungsbedingungen unter dem Strich höhere Einnahmen für den Staat bedeuten. Die staatlichen Mehreinnahmen durch Grunderwerbssteuer, steuerpflichtige Umsätze und Sozialabgaben aufgrund einer erhöhten Bautätigkeit gleichen die Steuerausfälle mehr als aus. Selbst bei einer zurückhaltenden Schätzung reichet eine Erhöhung des Neubauvolumens um rund 12.100 neue Wohneinheiten jährlich aus, um ein Plus an öffentlichen Einnahmen zu erzielen. Laut Pestel Institut lassen steuerliche Verbesserungen für Investoren einen deutlichen Anstieg der Bautätigkeit erwarten.

Mit ihrem neuen Energiekonzept schafft die Bundesregierung einen Sanierungsfahrplan, der von Bestandseigentümern und neuen Bauherren Investitionen fordert. Inwieweit sich daraus ein „Modernisierungszwang“ ergeben wird, lässt sich noch nicht genau vorhersagen. Langfristig mag sich das für viele durch geringere Energiekosten rechnen. Doch dass ein Neubau in vielen Fällen nicht nur für das Klima und den Eigentümer sondern auch für eine gewandelte Gesellschaft die bessere Alternative sein könnte, berücksichtigt das Konzept nicht. Es schafft keine Anreize für eine dringend erforderliche Erneuerung der Wohnungslandschaft.

Text und Bild digital unter www.wollenberg-frahm-pr.de/presseclub.html
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1: Infodienst der LBS zum Wohnungsmarkt vom 02.03.2009: Forscher sehen große Neubaulücken.http://www.lbs.de/nord/presse/ infodienste /wohnungsmarkt/neubauluecken
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